
Fragen an AfD-Wählerinnen 

und Wähler in 
 

Eins ist sicher: Politisch Verfolgte haben 

Asylrecht. So steht’s im Grundgesetz. Die 

AfD fordert in ihrem Wahlprogramm jedoch 

eine verschärfende Grundgesetzänderung. 

Außerdem soll das Genfer Abkommen über die 

Rechtsstellung von Flüchtlingen „angepasst“ werden. 

Gleichzeitig wird die Angst vor Überfremdung geschürt. 

 

 

 Hat sich durch die Flüchtlinge etwas in Ihrem täglichen 

Leben verschlechtert? Wurden Ihnen staatliche 

Leistungen gekürzt? 
 

 Ist es vernünftig, Zuwanderung abzulehnen? Deutschland 

profitiert kulturell, wissenschaftlich und wirtschaftlich von 

der Zuwanderung. 2012 zahlte ein in Deutschland 

lebender Ausländer durchschnittlich 3300 Euro mehr 

Steuern und Sozialabgaben, als er an staatlichen 

Leistungen erhielt (Studie Bertelmann Stiftung 2014). 
 

 Sollten wir nicht stolz darauf sein, Menschen zu helfen, die 

vor Krieg und Verfolgung geflohen sind, bis sie wieder 

heimkehren können? 
 

 Untergräbt diese neue Fremdenfeindlichkeit nicht den 

guten Ruf und den Respekt, den wir Deutschen uns in aller 

Welt erworben haben?  
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